
Infoblatt 

Kredit Nr. 172 

Stundung und Teilerlass nach                   
§13b Absatz 3 Aufstiegsfortbildungsgesetz 

  

Stand: 08/2024 • Bestellnummer: 600 000 3791 
KfW Bankengruppe • Palmengartenstraße 5-9 • 60325 Frankfurt 

Infocenter • Telefon: 0800 539-9003 (kostenfrei) • Fax: +49 69 7431-9500 • www.kfw.de  Seite 1 von 2 

I n f o b l a t t ,  K r e d i t  N r .  1 7 2 .  L o g o :  K f W ,  B a n k  a u s  V e r a n t w o r t u n g  
Stundung und Teiler lass nach                   §13b Absatz 3 Aufstiegsfortbil dungsgesetz 

Informationen zu einer Stundung und dem gegebenenfalls möglichen 
Erlass wegen geringem Einkommen und Kindererziehung 
beziehungsweise Pflege eines nahen Angehörigen nach 
§ 13b Absatz 3 Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 

Auszug aus dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) 

§ 13a AFBG - Einkommensabhängige Rückzahlung 

Von der Verpflichtung zur Rückzahlung ist der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin auf seinen oder ihren 

Antrag durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau freizustellen, soweit das Einkommen monatlich den Betrag nach § 18a 

Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes nicht übersteigt. Sofern der übersteigende Betrag geringer ist als 

die monatlich zurückzuzahlende Mindestrate von 128 Euro, ist die Rückzahlungsrate auf den übersteigenden Betrag zu 

reduzieren. Die Freistellung ist in diesen Fällen auf die Differenz zwischen dem übersteigenden Betrag und der 

Mindestrate beschränkt. 

§ 18a Absatz 2 und 3 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Eine Freistellung von 

der Verpflichtung zur Rückzahlung kann für längstens fünf Jahre erfolgen. 

§ 13b Absatz 3 AFBG - Erlass und Stundung 

(3) Für jeden Monat, für den der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin glaubhaft macht, dass 

1. sein oder ihr Einkommen den Betrag nach § 18a Absatz 1 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes nicht 

übersteigt, 

2. er oder sie  

a) ein Kind, das das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, erzieht oder 

b) ein behindertes Kind betreut oder  

c) einen pflegebedürftigen nahen Angehörigen oder eine pflegebedürftige nahe Angehörige nach § 7 

Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes, der oder die nach den §§ 14 und 15 des Elften Buches 

Sozialgesetzbuch mindestens in den Pflegegrad 3 eingestuft ist, pflegt. 

werden auf Antrag die Darlehensrate und die Zinsen nach § 13 Absatz 5 längstens für einen Zeitraum von zunächst 

zwölf Monaten gestundet. Der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin ist verpflichtet, während der Dauer der 

Stundung jede nach dem Zeitpunkt der Antragstellung eintretende Änderung der Verhältnisse nach Satz 1 Nummer 1 

und 2 der Kreditanstalt für Wiederaufbau schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Kommt der Darlehensnehmer oder 

die Darlehensnehmerin dieser Verpflichtung nicht nach, gerät er oder sie mit jeder zu Unrecht gestundeten Rate auch 

ohne Mahnung in Verzug. Nach Ablauf des Stundungszeitraums werden auf Antrag die gestundeten Raten erlassen, 

soweit der Darlehensnehmer oder die Darlehensnehmerin nachweist, dass zum Zeitpunkt der Antragstellung die 

Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 noch gegeben sind. Kind des Darlehensnehmers oder der 

Darlehensnehmerin ist ein Kind, für das er oder sie einen Anspruch auf Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz 

oder dem Bundeskindergeldgesetz hat, soweit das Kind das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, sowie 

Kinder im Sinne des § 32 Absatz 4 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes oder des § 2 Absatz 2 Nummer 3 des 

Bundeskindergeldgesetzes. 
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Auszug aus dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 

§ 18a BAföG - Einkommensabhängige Rückzahlung 

(1) Auf Antrag sind Darlehensnehmende während der Rückzahlungsfrist des § 18 Absatz 3 Satz 1 bis spätestens zu 

deren Ablauf von der Verpflichtung zur Rückzahlung freizustellen, soweit ihr Einkommen monatlich jeweils den 

Betrag von 1.690 Euro nicht um mindestens 42 Euro übersteigt. Der in Satz 1 bezeichnete Betrag erhöht sich für 

1. den Ehegatten oder Lebenspartner um 850 Euro, 

2. jedes Kind des Darlehensnehmers um 770 Euro, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach diesem Gesetz oder nach § 56 des Dritten Buches 

Sozialgesetzbuch gefördert werden kann. 

Die Beträge nach Satz 2 mindern sich um das Einkommen der Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartner und volljährigen Kinder. Als Kinder gelten insoweit außer eigenen Kindern der Darlehensnehmenden die 

in § 25 Absatz 5 Nummer 1 bis 3 bezeichneten Personen. § 47 Absatz 4 und 5 gilt entsprechend. 

(2) Auf besonderen Antrag erhöht sich der in Satz 1 bezeichnete Betrag 

1. bei behinderten Menschen um den Betrag der behinderungsbedingten Aufwendungen entsprechend § 33b 

des Einkommensteuergesetzes, 

2. bei Alleinstehenden um den Betrag der notwendigen Aufwendungen für die Dienstleistungen zur Betreuung 

eines zum Haushalt gehörenden Kindes, das das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, bis zur Höhe von 

monatlich 175 Euro für das erste und je 85 Euro für jedes weitere Kind. 

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) – Elftes Buch (XI) – Soziale Pflegeversicherung 

§ 14 SGB XI - Begriff der Pflegebedürftigkeit 

(1)  Pflegebedürftig im Sinne dieses Buches sind Personen, die gesundheitlich bedingte Beeinträchtigungen der 

Selbständigkeit oder der Fähigkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedürfen. Es muss sich um 

Personen handeln, die körperliche, kognitive oder psychische Beeinträchtigungen oder gesundheitlich bedingte 

Belastungen oder Anforderungen nicht selbständig kompensieren oder bewältigen können. Die Pflegebedürftigkeit 

muss auf Dauer, voraussichtlich für mindestens sechs Monate, und mit mindestens der in § 15 festgelegten 

Schwere bestehen. 
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